
Präambel Die Entwicklung der DDR

sehen Einflüsse aus dem öffentlichen Leben beschlossen. Ferner sollten »in gemeinsamer 
Übereinstimmung andere Maßnahmen in Deutschland« getroffen werden, »welche für den 
künftigen Frieden und die Sicherheit der Welt notwendig sein könnten«. Welche Maß­
nahmen zu treffen seien, wurde offen gelassen.

Hierüber wurde auf der Konferenz von Potsdam (17.7.-2.8.1945) verhandelt. Über 
das Ergebnis der Konferenz wurde ein Kommunique veröffentlicht, das häufig als »Pots­
damer Abkommen« bezeichnet wird14. Darin wurden politische und wirtschaftliche 
Grundsätze verkündet, nach denen die Alliierten bei der Behandlung Deutschlands in der 
Anfangsperiode der Kontrolle verfahren wollten. Hinsichtlich der Liquidierung von Na­
zismus und Militarismus folgte das Kommunique den Beschlüssen von Jalta. Es wurde 
verkündet, daß es nicht Absicht der Alliierten sei, das deutsche Volk zu vernichten oder 
zu versklaven. Die Alliierten taten ihre Absicht kund, »dem deutschen Volk die Möglich­
keit zu geben, sich darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und fried­
lichen Grundlage von neuem wieder aufzubauen«. In die Zukunft wies ferner der Satz: 
»Die endgültige Umgestaltung des deutschen politischen Lebens auf demokratischer 
Grundlage und eine eventuelle friedliche Mitarbeit Deutschlands am internationalen Le­
ben sind vorzubereiten« (III A 3 [IV] 7).

Weitere Einzelheiten dazu enthalten die Punkte III A 9 und 10:
»9. Die Verwaltung Deutschlands muß in Richtung auf eine Dezentralisation der politischen 

Struktur und der Entwicklung einer örtlichen Selbstverantwortung durchgeführt werden. Zu diesem 
Zwecke:

(I) Die lokale Selbstverwaltung wird in ganz Deutschland nach demokratischen Grundsätzen, und 
zwar durch Wahlausschüsse (Räte), so schnell wie es mit der Wahrung der militärischen Si­
cherheit und den Zielen der militärischen Besatzung vereinbar ist, wiederhergestellt.

(II) In ganz Deutschland sind alle demokratischen politischen Parteien zu erlauben und zu fördern 
mit der Einräumung des Rechts, Versammlungen einzuberufen und öffentliche Diskussionen 
durchzuführen.

(III) Der Grundsatz der Wahlvertretung soll in die Gemeinde-, Kreis-, Provinzial- und Landesver­
waltungen, so schnell wie es durch die erfolgreiche Anwendung dieser Grundsätze in der ört­
lichen Selbstverwaltung gerechtfertigt werden kann, eingeführt werden.

(IV) Bis auf weiteres wird keine zentrale deutsche Regierung errichtet werden. Jedoch werden eini­
ge wichtige zentrale deutsche Verwaltungsabteilungen errichtet werden, an deren Spitze Staats­
sekretäre stehen, und zwar auf den Gebieten des Finanzwesens, des Außenhandels und der In­
dustrie. Diese Abteilungen werden unter der Leitung des Kontrollrates tätig sein.

10. Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit zur Erhaltung der militärischen Sicherheit wird 
die Freiheit der Rede, der Presse und der Religion gewährt. Die religiösen Einrichtungen sollen re­
spektiert werden. Die Schaffung freier Gewerkschaften, gleichfalls unter Berücksichtigung der Not­
wendigkeit der Erhaltung der militärischen Sicherheit, wird gestattet werden.«

Aus den wirtschaftlichen Grundsätzen ist der Punkt III B 14 hervorzuheben, demzufol­
ge Deutschland während der Besatzungszeit als eine wirtschaftliche Einheit zu betrachten 
sei.

Über die politische Einheit Deutschlands ließ sich das Kommunique ausdrücklich 
nicht aus. Indessen ist daraus, daß die oberste Gewalt in Deutschland von den Alliierten

14 Amtsblatt des Kontrollrates, Ergänzungsblatt Nr. 1, S. 13.
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